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Die Kirchenleitung legt der Landessynode 
 
den Entwurf eines Kirchengesetzes zum Zweiten Kirchengesetz über Mitarbeitervertretun-
gen in der Evangelischen Kirche in Deutschland 2013 (Ausführungsgesetz zum Mitarbei-
tervertretungsgesetz – AGMVG) 
 
mit der Bitte vor, den Entwurf als Kirchengesetz zu verabschieden. 
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Begründung 
 
Die Verabschiedung des Zweiten Kirchengesetzes über Mitarbeitervertretungen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 2013 durch die EKD macht es erforderlich, dass zum 
einen die EKvW diesem MVG.EKD 2013 zustimmt, damit das MVG 2013 in der EKvW in 
Kraft treten kann und zum anderen, dass die bisherigen Regelungen des Einführungsgeset-
zes in ein neues Einführungsgesetz zum MVG 2013 übernommen werden. Dabei muss das 
bisherige Einführungsgesetz an folgenden Stellen redaktionell angepasst werden: 
 
1. Die Überschrift und § 1 müssen auf das Zweite Kirchengesetz über Mitarbeitervertretun-

gen in der Evangelischen Kirche in Deutschland 2013 Bezug nehmen. Da das EKD-
Gesetz durch Zustimmung der EKvW in Kraft treten soll, bedarf es keines Einführungs- 
sondern eines Ausführungsgesetzes und einer entsprechenden Anpassung des § 1. 

 
2. Nach § 11 Absatz 2 MVG-EKD werden weitere Einzelheiten der Wahl und des Verfah-

rens vom Rat der EKD durch Rechtsverordnung (Wahlordnung) geregelt. Lediglich dort, 
wo die EKvW für einzelne Gruppen von Mitarbeitenden gemäß § 5 Absatz 1 MVG-
EKD gesonderte Mitarbeitervertretungen ermöglicht, kann die Wahlordnung noch von 
der Kirchenleitung der EKvW erlassen werden. Daher wird in § 6 ein Relativsatz einge-
schoben, womit § 6 folgende Fassung erhält: 

 
„ § 6 

(zu § 11 Absatz 2) 
Die Wahlordnung für Mitarbeitervertretungen, die nach § 3 in Verbindung mit § 5 Ab-
satz 1 MVG-EKD gebildet werden, wird von der Kirchenleitung erlassen.“ 

 
 
3. In § 8 ist der bisherige Absatz 4 zu streichen. Er lautete: „( 4 ) § 55 Absatz 2 MVG.EKD 

findet keine Anwendung.“ § 55 Absatz 2 MVG.EKD ist in das MVG.EKD 2013 nicht 
übernommen worden. Er lautete: „( 2 ) Sofern der Gesamtausschuss an der Bildung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission beteiligt ist, kann er Stellungnahmen zu beabsichtigten 
Neuregelungen des kirchlichen Arbeitsrechtes abgeben.“ 

 
In der EKvW sind die Gesamtausschüsse an der Bildung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission nicht beteiligt. Deswegen fand der bisherige § 55 Absatz 2 MVG.EKD in der 
EKvW keine Anwendung. Die Möglichkeit der Stellungnahme der Gesamtausschüsse ist 
in § 55 Buchstabe d) MVG.EKD 2013 aufgenommen. Danach können die Gesamtaus-
schüsse Stellungnahmen zu beabsichtigten kirchengesetzlichen Regelungen abgeben.  

 
4. Die Inkrafttretensregelung des § 10 ist entsprechend neu zu fassen. 
 
Der Entwurf hat den Kreissynodalvorständen, der Diakonie RWL und den Gremien der 
Dienstnehmer zur Stellungnahme vorgelegen. Die Kreissynodalvorstände haben dem Ent-
wurf zugestimmt oder zur Kenntnis genommen. Die Arbeitsrechtliche Kommission sieht 
ihre Interessen durch den Entwurf nicht berührt und sieht von einer Stellungnahme ab. 
 
Die Diakonie RWL gibt in ihrer Stellungnahme einige Anregungen, die sich auf das 
MVG.EKD beziehen. Im Entwurf des AGMVG werden dort ausführende Bestimmungen 
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zum MVG.EKD geregelt, wo aus Sicht der EKvW Regelungsbedarf besteht und das 
MVG.EKD eine Öffnung für landeskirchliche Regelungen zulässt.  
 
Für die Anregung der Diakonie RWL zu § 20 MVG.EKD eine Regelung in das AGMVG 
aufzunehmen, fehlt es an einer derartigen Öffnungsklausel. Die Freistellungsregel des § 20 
MVG.EKD ist von der EKD abschließend geregelt.  
 
Der Anmerkung der Diakonie RWL zu § 38 Abs. 3 MVG.EKD (Verlängerung der Fristen 
bei der Beteiligung der Mitarbeitervertretung) kann inhaltlich gefolgt werden. In ihrer Stel-
lungnahme zum Entwurf des MVG.EKD hatte die EKvW auf diesen Punkt hingewiesen. Er 
wurde jedoch im weiteren Gesetzgebungsverfahren der EKD nicht aufgenommen. 
 
Der Anregung der Diakonie RWL § 55 Abs. 2 Buchst. d MVG.EKD nicht in das westfäli-
sche AGMVG zu übernehmen, wird nicht gefolgt. Die Regelung sieht eine Beteiligung der 
Gesamtausschüsse bei kirchengesetzlichen Regelungen für die des kirchlichen Arbeitsrech-
tes vor. Diese Formulierung wurde von der EKvW im Gesetzgebungsverfahren zum 
MVG.EKD vorgeschlagen, um eine Abgrenzung zu anderen Regelungen im kirchlichen 
Arbeitsrecht – z. B. den Arbeitsrechtsregelungen der Arbeitsrechtlichen Kommission – zu 
erreichen. Durch Aufnahme unseres Formulierungsvorschlages in das MVG.EKD ist dieses 
Ziel erreicht. Damit sind die Gesamtausschüsse nur bei kirchengesetzlichen Regelungen zu 
beteiligen, aber nicht bei anderen arbeitsrechtlichen Festlegungen.  
 
In den Regelungen der §§ 55 a und 55 c MVG.EKD besteht ebenfalls keine Öffnungsklau-
sel für die Landeskirchen. Sie betreffen die Zusammenschlüsse der Gesamtausschüsse auf 
der Bundesebene. Die mit der Geschäftsführung verbundenen Kosten für die Zusammen-
schlüsse auf der Bundesebene werden auch nicht dadurch vermieden oder vermindert wer-
den können, dass einzelne Landeskirchen die entsprechenden Regelungen nicht überneh-
men. 
 
Schließlich wird auch die rheinische Fassung des § 42 Buchstabe c MVG.EKD nicht über-
nommen. Ob bei der Einstellung die Stufenzuordnung der eingeschränkten Mitbestimmung 
unterliegt, war bis zur Neufassung des MVG.EKD umstritten. Jetzt ist eine ausdrückliche 
Formulierung aufgenommen. In der EKiR unterlag die Stufenzuordnung schon vor der 
Neufassung des MVG.EKD der eingeschränkten Mitbestimmung der MAV. Über die gene-
relle Öffnungsklausel des § 64 Abs. 1 MVG.EKD für bereits bestehenden Regelungen der 
Gliedkirchen kann die bisherige Mitbestimmungsregelung zur Stufenzuordnung in der  
EKiR beibehalten werden. 
 
Damit sind Änderungen am Gesetzesentwurf nach dem Stellungnahmeverfahren nicht vor-
genommen worden. 
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Entwurf 
Ausführungsgesetz 

zum Zweiten Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 2013 

(Ausführungsgesetz zum 
Mitarbeitervertretungsgesetz – AGMVG) 

 
Vom … 

 
 

Die Synode der Evangelischen Kirche von Westfalen hat auf Grund der im Zweiten Kir-
chengesetz über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland 2013 
gesondert genannten Fälle folgende ausführende Bestimmungen beschlossen. 
 

§ 1 
(zu § 2 Absatz 2) 

 
Mitarbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind nicht  
a. Pfarrer und Pfarrerinnen auf Lebenszeit oder im Probedienst (Entsendungsdienst), Vi-

kare und Vikarinnen sowie Prediger und Predigerinnen, 
b. die Lehrenden an Hochschulen und Fachhochschulen in kirchlicher Trägerschaft. 

 
§ 2 

(zu § 5 Absatz 1) 
 

Werden aufgrund der Struktur kirchlicher Dienste Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen eines 
Kirchenkreises oder Verbandes mit Diensten in Kirchengemeinden oder Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der Landeskirche mit Diensten in Kirchenkreisen, Verbänden oder Kir-
chengemeinden beauftragt, können diese Mitarbeitergruppen unter der Voraussetzung von 
§ 5 Absatz 1 Satz 1 MVG-EKD eine gesonderte Mitarbeitervertretung bilden; das Verfah-
ren wird in der Wahlordnung geregelt. Diese Mitarbeitervertretung nimmt die Aufgaben der 
Mitarbeitervertretung gegenüber der Dienststellenleitung des Arbeitgebers sowie gegenüber 
der Dienststellenleitung der Dienststellen, in der die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen tätig 
sind, wahr. 
 

§ 3 
(zu § 5 Absatz 3) 

 
Unbeschadet der Bildung von Mitarbeitervertretungen im Übrigen können mehrere oder 
alle Mitarbeitervertretungen der Kirchengemeinden eines Kirchenkreises oder eines Ver-
bandes zur Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben im Sinne des §§ 35 und 36 MVG-EKD 
gegenüber dem Kirchenkreis oder Verband eine Gemeinsame Mitarbeitervertretung bilden, 
soweit nicht für diese Körperschaften eine Gemeinsame Mitarbeitervertretung nach § 5 Ab-
satz 2 MVG-EKD gebildet ist; Entsprechendes gilt für die rechtlich selbständigen Werke 
und Einrichtungen eines anderen Rechtsträgers. Für das Zusammentreten zur ersten Sitzung 
gilt § 6 Absatz 4 MVG-EKD entsprechend. 
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§ 4 

(zu § 10 Absatz 1 Buchstabe b) 
 

§ 10 Absatz 1 Buchstabe b erster Halbsatz MVG-EKD wird nicht angewendet. 
 

§ 5 
(zu § 11 Absatz 2) 

 
Die Wahlordnung für Mitarbeitervertretungen, die nach § 3 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 
MVG-EKD gebildet werden, wird von der Kirchenleitung erlassen. 
 

§ 6 
(zu § 49 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c) 

 
§ 49 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c erster Halbsatz MVG-EKD wird nicht angewendet. 
 

§ 7 
(zu §§ 54 und 55) 

 
( 1 ) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 55 Absatz 1 MVG-EKD wird in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen für den Bereich der Landeskirche und für den Bereich 
des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche von Westfalen je ein Gesamtausschuss 
der Mitarbeitervertretungen gebildet. Für den Bereich der Lippischen Landeskirche kann in 
die beiden Gesamtausschüsse je ein Mitglied entsandt werden. 
 
( 2 ) Der Gesamtausschuss für den Bereich der Landeskirche besteht aus bis zu 14 Mitglie-
dern. Der Gesamtausschuss für den Bereich der Diakonie besteht aus bis zu 15 Mitgliedern. 
Werden für den Bereich der Lippischen Landeskirche Mitglieder entsandt, erstrecken sich 
die Aufgaben der Gesamtausschüsse auf die Mitarbeitervertretungen der Lippischen Lan-
deskirche oder auf die Mitarbeitervertretungen des Diakonischen Werkes der Lippischen 
Landeskirche. 
 
( 3 ) Die Gesamtausschüsse werden jeweils bis zum 30. September des Jahres gebildet, in 
dem die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen stattfinden. 
 
( 4 ) Für die Gesamtausschüsse gelten im Übrigen die Bestimmungen dieses Kirchengeset-
zes sinngemäß. 
 
( 5 ) Weitere Einzelheiten zur Anwendung und Ergänzung können von der Kirchenleitung 
im Einvernehmen mit dem Vorstand des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche 
von Westfalen im Benehmen mit den Gesamtausschüssen durch Ausführungsbestimmun-
gen geregelt werden. 
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§ 8 

(zu § 58 Absatz 5) 
 

( 1 ) Die Schlichtungsstelle ist zuständig für die Evangelische Kirche von Westfalen, die ihr 
angehörenden kirchlichen Körperschaften, das Diakonische Werk der Evangelischen Kir-
che von Westfalen und dessen Mitglieder sowie für andere kirchliche Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechts und weitere Einrichtungen, die die Anwendung des Mit-
arbeitervertretungsgesetzes und die Zuständigkeit der Schlichtungsstelle beschlossen haben. 
Sie besteht aus zwei Kammern mit je drei Mitgliedern, von denen eines den Vorsitz führt. 
Eines der beisitzenden Mitglieder muss einer Dienststellenleitung im Sinne von § 4 Ab-
satz 1 MVG-EKD angehören. Das andere beisitzende Mitglied muss nach § 10 MVG-EKD 
in die Mitarbeitervertretung wählbar sein. 
 
( 2 ) Für den Vorsitz und dessen Stellvertretung ist nur wählbar, wer über die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst verfügt und nicht in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienst- oder privatrechtlichen Dienst- oder Arbeitsverhältnis zu einer 
kirchlichen Körperschaft oder einer Einrichtung der Diakonie im evangelisch kirchlichen 
oder diakonischen Dienst steht. 
 
( 3 ) Für jedes Mitglied der Schlichtungsstelle wird mindestens ein Stellvertreter oder eine 
Stellvertreterin bestellt. Für sie gelten die Voraussetzungen für die Bestellung der jeweili-
gen Mitglieder entsprechend. Die Kirchenleitung bestimmt die Zahl der stellvertretenden 
Mitglieder für jede Kammer nach deren Anhörung. 
 
( 4 ) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Schlichtungsstelle werden von der 
Landessynode gewählt. 
 
( 5 ) Der oder die Vorsitzende kann zu Beginn eines Kalenderjahres bestimmen, in welcher 
Reihenfolge die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter im Falle der Verhinderung der jewei-
ligen Mitglieder eintreten. 
 
( 6 ) Den Mitarbeitervereinigungen, in denen mindestens 1.500 Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen im kirchlichen Dienst aus dem Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen und 
der Lippischen Landeskirche sowie ihrer Diakonischen Werke zusammengeschlossen sind, 
ist Gelegenheit zu geben, rechtzeitig Wahlvorschläge für den Beisitzer oder die Beisitzerin 
nach Absatz 1 Satz 4 zu machen. 
 
( 7 ) Für die Mitglieder der Schlichtungsstelle gilt § 21 MVG-EKD entsprechend. 
 
( 8 ) Die Zuständigkeiten der beiden Kammern werden von der Kirchenleitung durch eine 
Verordnung bestimmt. 
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§ 9 

Inkrafttreten 
 

( 1 ) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
( 2 ) Mit diesem Zeitpunkt tritt das Einführungsgesetz zum Kirchengesetz über Mitarbeiter-
vertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland (Einführungsgesetz  zum Mitar-
beitervertretungsgesetz – EGMVG) vom 5. November 1993 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. November 2012 (KABl. 2012 S. 312) außer Kraft. 
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